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Aufgaben — Neuverteilung und soziale Wohlfahrt

Gr. In ihrer an das eidgenössische Justizdepartement gerichteten gemeinsamen

Vernehmlassung haben die schweizerische Stiftung Pro Senectute, die schweizerische

Vereinigung Pro Infirmis und die arbeitsgemeinschaft für eingliederung
behinderten SAEB zu den vorschlagen der Studienkommission betreffend die

neuverteilung der aufgaben zwischen bund und kantonen Stellung genommen.
Sie haben darin die befürchtung ausgesprochen, dass die annähme der von der
Studienkommission vorgeschlagenen änderungen das funktionieren des systems

der sozialen Sicherheit ernsthaft in frage stellen könnte. Die drei Organisationen

bitten deshalb den bundesrat, im interesse der behinderten und der betagten die

bisherige regelung im wesentlichen beizubehalten.

Einverstanden erklären sich die drei Organisationen mit dem Vorschlag der

Studienkommission, die kantone von der mitfinanzierung der AHV zu befreien.

Dagegen treten sie dafür ein, dass der bund weiterhin zur regelung der ergänzungs-

leistungen zuständig sein soll. Dies weil kantonale lösungen zu einem leistungs-
abbau und zudem zu einer abwanderung von betagten und behinderten in finanziell

stärkere kantone führen könnte. Keineswegs dürften die ergänzungsleistun-

gen des Charakters eines rechtsanspruches verlustig gehen und wieder zu blossen

fürsorgeleistungen deklassiert werden. Abgelehnt wird sodann jede änderung an

der kompetenz des bundes zur beitragsleistung an die privaten sozialwerke.

Diese beitrage ermöglichten es der Pro Senectute, der Pro Juventute und der
Pro Infirmis, individuell in jenen fällen zu helfen, in denen die gesetzliche regelung

noch lücken aufweise und wo besonders schwierige Verhältnisse (härtefälle)

vorlägen.

Die Invalidenversicherung (IV) soll weiterhin in den kompetenzbereich des bundes

fallen, und es sollen die IV-kommissionen in ihrer bisherigen Zusammensetzung

beibehalten bleiben.
Dagegen sind die drei Organisationen damit einverstanden, dass die Oberaufsicht

des bundes über die kantonalen IV-organe in verstärktem masse wahrgenommen

wird. Auf dem gebiete der kranken- und Unfallversicherung wird die Schaffung

einer besseren koordination zwischen der invalidenversicherung einerseits

und der kranken- und Unfallversicherung anderseits empfohlen. Vom bund sollten

sodann weiterhin jene altersheime, welche extern lebenden betagten
dienstleistungen anbieten und für behinderte, pflegebedürftige und chronischkranke

eingerichtet sind, unterstützt werden. Ferner soll der bund weiterhin die

kompetenz zur leistung von altershilfe besitzen.
So sei es die subventionierung durch den bund, d.h. durch die AHV, welche es

der Pro Senectute ermögliche, wertvolle Einrichtungen, wie etwa die beratungssteilen

und die mahlzeitendienste, zu fördern. Durch die neuverteilung der

aufgaben zwischen bund und kantonen dürfte die soziale Sicherheit keinen abbau

erfahren.
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